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Dringlichkeitsantrag 

der Abgeordneten Hubert Aiwanger, Florian Streibl, Joachim Ha-
nisch, Eva Gottstein, Prof. (Univ. Lima) Dr. Peter Bauer, Dr. Hans 
Jürgen Fahn, Günther Felbinger, Thorsten Glauber, Johann Häus-
ler, Dr. Leopold Herz, Nikolaus Kraus, Peter Meyer, Alexander 
Muthmann, Prof. Dr. Michael Piazolo, Bernhard Pohl, Gabi 
Schmidt, Dr. Karl Vetter, Jutta Widmann, Benno Zierer und Fraktion 
(FREIE WÄHLER) 

Kommunen entlasten, Rechtssicherheit herstellen – der Bund soll 
für Schäden durch Asylbewerber und Flüchtlinge aufkommen 

Der Landtag wolle beschließen: 

Die Staatsregierung wird aufgefordert zu prüfen, welche Regelungen 
auf Bundesebene sinnvoll sind und der Rechtssicherheit dienen, nach 
denen der Bund für solche Schäden aufkommt, die durch Asylbewer-
ber und Flüchtlinge verursacht wurden und in denen eine private 
Haftpflichtversicherung den Schaden regulieren würde. 

 

 

Begründung: 

Wie alle anderen Privatpersonen auch haften Asylbewerber und 
Flüchtlinge für durch sie verursachte Schäden mit ihrem pfändbaren 
Vermögen. In der Regel verfügen Asylbewerber und Flüchtlinge je-
doch gerade nicht über pfändbares Vermögen und ebenso wenig über 
eine Haftpflichtversicherung. Mit der zunehmenden Zahl von Asylbe-
werbern und Flüchtlingen steigt damit auch die Zahl von Menschen, 
die im Schadensfall zahlungsunfähige Schuldner darstellen. Einige 
Kommunen haben daher bei privaten Versicherungsunternehmen 
Haftpflichtversicherungen abgeschlossen, damit durch Asylbewerber 
und Flüchtlinge verursachte Schäden reguliert werden können. Der 
Abschluss solcher Versicherungen erhöht jedoch weiter die kommu-
nalen Ausgaben für Asylbewerber und Flüchtlinge und führt dazu, 
dass in einigen Kommunen entstandene Schäden ersetzt werden, in 
anderen nicht. Um einerseits die Kommunen zu entlasten und ande-
rerseits eine einheitliche Regulierungspraxis zu schaffen, ist daher ein 
Vorgehen auf Bundesebene anzustreben. Es ist zu prüfen, ob eine 
Schadensregulierung durch den Bund sinnvoll und erforderlich ist und 
wenn ja, unter welchen Voraussetzungen und in welcher Form. 



Ihrer Addition außen vor gelassen. Das sind reine
Landesmittel.

Wenn man hinzunimmt, dass wir die allgemeine
Wohnraumförderung noch einmal um weitere 50 Milli-
onen Euro aus der Bayerischen Landesbodenkredit-
anstalt aufstocken und außerdem die 59,1 Millio-
nen Euro verwenden, die nun vom Bund zur
Verfügung gestellt werden, dann sind wir bei der all-
gemeinen Wohnraumförderung schon im kommenden
Jahr bei 401 Millionen Euro. Zusammen mit den
150 Millionen Euro, die wir in dem Sonderprogramm
für die Kommunen und Kirchen zur Verfügung stellen,
liegen wir damit, mit Verlaub, schon bei 550 Millio-
nen Euro für das kommende Jahr, für 2016. Davon
stammen wohlgemerkt 120 Millionen Euro vom Bund
und 430 Millionen Euro vom Freistaat Bayern. Das
bitte ich bei der Gesamtbetrachtung zu würdigen,
auch wenn man die Zahlen damit vergleicht, wie die
zweifellos üppigen Wohnraumprogramme beispiels-
weise vor 25 Jahren ausgestattet waren. Damals war
der Anteil des Bundes deutlich höher.

Ich glaube, dass wir jetzt schon einen Kraftakt unter-
nehmen, indem wir ein Programm vorlegen, mit dem
wir immerhin im Bereich der staatlich mitfinanzierten
und geförderten Wohnungen zusätzlich zu den
2.000 Wohnungen, die die Staatsbediensteten-Woh-
nungsbaugesellschaft und das Siedlungswerk Nürn-
berg bauen wollen, insgesamt auf über 28.000 neue
Wohnungen in den nächsten vier Jahren kommen.

Wohlgemerkt: Wir setzen weiterhin darauf, dass die
Mehrzahl der Wohnungen generell Jahr für Jahr auf
dem freien Wohnungsmarkt gebaut wird. Dazu brau-
chen wir die steuerlichen Anreize, und dazu ist es
wichtig, dass, wie ich hoffe, in den nächsten Wochen
auch in dieser Hinsicht in Berlin die richtigen Ent-
scheidungen fallen. Insgesamt ist das, glaube ich, ein
wirklich wuchtiger Wohnungspakt. Die Kommunen
müssen – das will ich nicht verhehlen – noch dazu
beitragen, dass insbesondere in den Ballungsräumen
deutlich mehr Bauland ausgewiesen wird; denn es
gibt bereits heute viele Investoren, die sagen: Wir wol-
len ja gerne investieren, aber wo bitte sind die bebau-
baren Grundstücke? - Das muss auf jeden Fall in den
nächsten Monaten noch hinzukommen. Da brauchen
wir eine Offensive, da brauchen wir Bebauungspläne,
die nicht fünf Jahre benötigen, bis sie in Kraft treten,
sondern da müssen alle Kommunen und staatlichen
Genehmigungsbehörden noch enger zusammenwir-
ken und noch rascher arbeiten; denn ohne Bauland
wird das Ganze nicht so wirksam werden, wie es wirk-
sam werden könnte.

Ich bitte um Unterstützung für dieses wuchtige Pro-
gramm. Ich glaube, dass wir uns damit sehen lassen

können. Für gute Vorschläge, was wir noch schneller
und noch besser machen können, sind wir selbstver-
ständlich offen.

(Beifall bei der CSU)

Zweite Vizepräsidentin Inge Aures: Danke schön,
Herr Staatsminister. – Liebe Kolleginnen und Kolle-
gen, die Aussprache ist damit geschlossen. 

Bevor wir zur Abstimmung kommen, gebe ich Ihnen
kurz den weiteren Verlauf der Sitzung bekannt. Die
Fraktionen haben sich darauf geeinigt, dass der Ta-
gesordnungspunkt 7 ohne Aussprache gleich abge-
stimmt wird. Außerdem werden die Tagesordnungs-
punkte 9 und 10 verschoben. Ob sie im nächsten
Plenum drankommen, ist noch nicht geklärt. Sie wer-
den zunächst einmal nur abgesetzt. Tagesordnungs-
punkt 11 wird verschoben auf den 28.10., sodass wir
jetzt nur noch gleich über den Tagesordnungspunkt 7
abstimmen und zum Tagesordnungspunkt 8 noch eine
Debatte haben werden. 

Jetzt kommen wir zur Abstimmung. Dazu werden die
Anträge wieder getrennt. Wer dem Dringlichkeitsan-
trag auf Drucksache 17/8418 – das ist der Antrag der
Fraktion FREIE WÄHLER, über den in einfacher Form
abgestimmt wird –, seine Zustimmung geben will, den
bitte ich um das Handzeichen. – Das sind die Fraktion
der SPD und die Fraktion der FREIEN WÄHLER. Ge-
genstimmen bitte! – Das sind die Fraktion der CSU
und die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN. Enthal-
tungen? – Keine. Danke schön. Damit ist dieser An-
trag abgelehnt. 

Ich komme nun zur namentlichen Abstimmung über
den Dringlichkeitsantrag auf Drucksache 17/8441.
Das ist der Antrag der SPD-Fraktion. Die Urnen sind
bereitgestellt. Ich eröffne die Abstimmung. Sie haben
fünf Minuten.

(Namentliche Abstimmung von 20.32 bis
20.37 Uhr)

Liebe Kolleginnen, liebe Kollegen, die Abstimmung ist
geschlossen. Wir zählen außerhalb des Sitzungssaals
aus und fahren in der Tagesordnung fort. 

Die Dringlichkeitsanträge auf den Drucksa-
chen 17/8419 bis 17/8424 und 17/8442 und 17/8443
werden in die zuständigen federführenden Ausschüs-
se verwiesen.

Ich rufe nun Tagesordnungspunkt 7 auf:
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Beschlussempfehlung und 
Bericht 

des Ausschusses für Arbeit und Soziales, Jugend, 
Familie und Integration 

Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten 
Hubert Aiwanger, Florian Streibl, Joachim Hanisch 
u.a. und Fraktion (FREIE WÄHLER) 
Drs. 17/8421 

Kommunen entlasten, Rechtssicherheit herstellen 
- der Bund soll für Schäden durch Asylbewerber 
und Flüchtlinge aufkommen 

I. Beschlussempfehlung: 

A b l e h n u n g  

Berichterstatterin: Gabi Schmidt 
Mitberichterstatter: Martin Neumeyer 

II. Bericht: 

1. Der Dringlichkeitsantrag wurde dem Aus-
schuss für Arbeit und Soziales, Jugend, Fami-
lie und Integration federführend zugewiesen. 
Der Ausschuss für Bundes- und Europaange-
legenheiten sowie regionale Beziehungen und 
der Ausschuss für Kommunale Fragen, Innere 
Sicherheit und Sport haben den Dringlich-
keitsantrag mitberaten. 

2. Der federführende Ausschuss hat den Dring-
lichkeitsantrag in seiner 38. Sitzung am 22. 
Oktober 2015 beraten und mit folgendem 
Stimmergebnis:  
 CSU: Ablehnung 
 SPD: Ablehnung 
 FREIE WÄHLER: Zustimmung 
 B90/GRÜ: Ablehnung 
A b l e h n u n g  empfohlen. 

 

 

 

 

 

3. Der Ausschuss für Bundes- und Europaange-
legenheiten sowie regionale Beziehungen hat 
den Dringlichkeitsantrag in seiner 33. Sitzung 
am 10. November 2015 mitberaten und mit 
folgendem Stimmergebnis:  
 CSU: Ablehnung 
 SPD: Ablehnung 
 FREIE WÄHLER: Zustimmung 
 B90/GRÜ: Ablehnung 
A b l e h n u n g  empfohlen. 

4. Der Ausschuss für Kommunale Fragen, Innere 
Sicherheit und Sport hat den Dringlichkeitsan-
trag in seiner 42. Sitzung am 11. November 
2015 mitberaten und mit folgendem Stimmer-
gebnis:  
 CSU: Ablehnung 
 SPD: Ablehnung 
 FREIE WÄHLER: Zustimmung 
 B90/GRÜ: Ablehnung 
A b l e h n u n g  empfohlen. 

Joachim Unterländer 
Vorsitzender 
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Beschluss 

des Bayerischen Landtags 

Der Landtag hat in seiner heutigen öffentlichen Sitzung beraten und 
beschlossen: 

Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten Hubert Aiwanger, Florian 
Streibl, Joachim Hanisch, Eva Gottstein, Prof. (Univ. Lima) Dr. Peter 
Bauer, Dr. Hans Jürgen Fahn, Günther Felbinger, Thorsten Glauber, 
Johann Häusler, Dr. Leopold Herz, Nikolaus Kraus, Peter Meyer, 
Alexander Muthmann, Prof. Dr. Michael Piazolo, Bernhard Pohl, 
Gabi Schmidt, Dr. Karl Vetter, Jutta Widmann, Benno Zierer und 
Fraktion (FREIE WÄHLER) 

Drs. 17/8421, 17/8949 

Kommunen entlasten, Rechtssicherheit herstellen – der Bund soll 
für Schäden durch Asylbewerber und Flüchtlinge aufkommen 

A b l e h n u n g  

Die Präsidentin  

I.V. 

Inge Aures 

II. Vizepräsidentin 

 



Redner zu nachfolgendem Tagesordnungspunkt

Zweite Vizepräsidentin Inge Aures



Zweite Vizepräsidentin Inge Aures: Ich rufe Tagesordnungspunkt 6 auf:

Abstimmung

über eine Europaangelegenheit und Anträge, die gemäß § 59 Abs. 7 der

Geschäftsordnung nicht einzeln beraten werden (s. Anlage 1)

Hinsichtlich der jeweiligen Abstimmungsgrundlage mit den einzelnen Voten der Frak-

tionen verweise ich auf die Ihnen vorliegende Liste.

(Siehe Anlage 1)

Wer mit der Übernahme seines Abstimmungsverhaltens bzw. des jeweiligen Abstim-

mungsverhaltens seiner Fraktion entsprechend der aufgelegten Liste einverstanden

ist, den bitte ich nun um das Handzeichen. - Danke schön. Gibt es Gegenstimmen? –

Keine Gegenstimmen. Gibt es Stimmenthaltungen? – Keine Stimmenthaltung. Damit

übernimmt der Landtag diese Voten.
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Beschlussempfehlungen der Ausschüsse, die der Abstimmung 
über eine nicht einzeln zu beratende Europaangelegenheit so- 
wie über die nicht einzeln zu beratenden Anträge zugrunde 
gelegt wurden (Tagesordnungspunkt 6) 
 
Es bedeuten: 
(E)  einstimmige Zustimmungsempfehlung des Ausschusses 
(G)  Zustimmungsempfehlung des Ausschusses mit Gegenstimmen 
(ENTH) Zustimmungsempfehlung des Ausschusses mit Enthaltungen oder 
  Enthaltung einer Fraktion im Ausschuss 
(A)  Ablehnungsempfehlung des Ausschusses oder 
  Ablehnung einer Fraktion im Ausschuss 
(Z)  Zustimmung einer Fraktion im Ausschuss 
 

Europaangelegenheit 

1. Mitteilung der Kommission an das Europäische Parlament, den Rat, den 
Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschuss und den Ausschuss der 
Regionen: 
Strategie für einen digitalen Binnenmarkt für Europa 
COM (2015) 192 final 
BR-Drs. 212/15 
Drs. 17/7542, 17/8924 (E) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Wirtschaft und Medien, Infrastruktur, Bau und Verkehr, Energie und Technologie 

CSU SPD FREIE WÄHLER GRÜ 

Z Z Z Z 

 

Anträge 

2. Antrag der Abgeordneten Tanja Schorer-Dremel, Dr. Otto Hünnerkopf, 
Gudrun Brendel-Fischer u.a. CSU 
Bericht zu Uran in Böden und im Grundwasser 
Drs. 17/7325, 17/8927 (E) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Umwelt und Verbraucherschutz 

CSU SPD FREIE WÄHLER GRÜ 

Z Z Z Z 
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3. Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten Markus Rinderspacher, 
Kathrin Sonnenholzner, Ruth Müller u.a. und Fraktion (SPD) 
Patienten besser vor gefährlichen Medizinprodukten schützen! 
Drs. 17/7555, 17/9060 (A) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Gesundheit und Pflege 

CSU SPD FREIE WÄHLER GRÜ 

A Z Z Z 

4. Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten Thomas Kreuzer,  
Gudrun Brendel-Fischer, Karl Freller u.a. und Fraktion (CSU) 
Innovationsfähigkeit des Wissenschaftssystems erhalten 
Drs. 17/7558, 17/9051 (E) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Wissenschaft und Kunst 

CSU SPD FREIE WÄHLER GRÜ 

Z Z Z Z 

5. Antrag der Abgeordneten Margarete Bause, Ludwig Hartmann,  
Rosi Steinberger u.a. und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
Keine neuen Legehennenkäfige mehr in Bayern 
Drs. 17/7640, 17/8928 (A) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Umwelt und Verbraucherschutz 

CSU SPD FREIE WÄHLER GRÜ 

A Z Z Z 

6. Antrag der Abgeordneten Susann Biedefeld, Herbert Woerlein,  
Horst Arnold u.a. SPD 
Bessere Kennzeichnung der Herkunft und Haltungsform bei allen 
Fleischprodukten 
Drs. 17/7641, 17/8929 (A) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Umwelt und Verbraucherschutz 

CSU SPD FREIE WÄHLER GRÜ 

A Z Z Z 

Bayerischer Landtag – 17. Wahlperiode Anlage 1
zur 58. Vollsitzung am 24. November 2015



7. Antrag der Abgeordneten Eric Beißwenger, Michael Brückner, 
Dr. Otto Hünnerkopf u.a. CSU 
Bericht zur Sachlage des Verkaufs und des Einsatzes von Pflanzenschutzmitteln 
Drs. 17/7689, 17/8931 (E) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Umwelt und Verbraucherschutz 

CSU SPD FREIE WÄHLER GRÜ 

Z Z Z Z 

8. Antrag der Abgeordneten Martina Fehlner, Annette Karl,  
Natascha Kohnen u.a. SPD 
Förderung der nachhaltigen Tourismusentwicklung 
Drs. 17/7883, 17/8760 (A) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Wirtschaft und Medien, Infrastruktur, Bau und Verkehr, Energie und Technologie 

CSU SPD FREIE WÄHLER GRÜ 

A Z ENTH ENTH 

9. Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten Hubert Aiwanger, Florian Streibl, 
Gabi Schmidt u.a. und Fraktion (FREIE WÄHLER) 
Die Situation in der bayerischen Erstaufnahme – Landtag mit einbeziehen!   
Drs. 17/8093, 17/8948 (E) [X] 
 
Votum des mitberatenden Ausschusses für  
Bundes- und Europaangelegenheiten sowie regionale Beziehungen 

CSU SPD FREIE WÄHLER GRÜ 

Z Z Z Z 

Die CSU-Fraktion hat gemäß § 126 Abs. 3 BayLTGeschO beantragt, die Fas- 
sung des mitberatenden Ausschusses für Bundes- und Europaangelegen- 
heiten sowie regionale Beziehungen der Abstimmung zugrunde zu legen. 

10. Antrag der Abgeordneten Margarete Bause, Ludwig Hartmann,  
Dr. Sepp Dürr u.a. und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
Prestigeprojekte in ein gesamtbayerisches Kulturkonzept einbetten 
Drs. 17/8203, 17/9052 (E) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Wissenschaft und Kunst 

CSU SPD FREIE WÄHLER GRÜ 

Z Z Z Z 
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11. Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten Hubert Aiwanger, Florian Streibl, 
Joachim Hanisch u.a. und Fraktion (FREIE WÄHLER) 
Kommunen entlasten, Rechtssicherheit herstellen - der Bund soll für Schäden 
durch Asylbewerber und Flüchtlinge aufkommen 
Drs. 17/8421, 17/8949 (A) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Arbeit und Soziales, Jugend, Familie und Integration 

CSU SPD FREIE WÄHLER GRÜ 

A A Z A 

12. Antrag der Abgeordneten Hubert Aiwanger, Florian Streibl, Prof. (Univ. Lima) 
Dr. Peter Bauer u.a. und Fraktion (FREIE WÄHLER) 
Ausstellung "Großbaustelle 793" auch in Franken präsentieren 
Drs. 17/3103, 17/8930 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Wissenschaft und Kunst, 
der den Antrag für erledigt erklärt hat. 

13. Antrag der Abgeordneten Doris Rauscher, Angelika Weikert,  
Arif Tasdelen u.a. SPD 
Alternative Modelle der Erzieherausbildung erproben – Qualitätsmerkmale 
verankern 
Drs. 17/7283, 17/8947 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Arbeit und Soziales, Jugend, Familie und Integration, 
der den Antrag für erledigt erklärt hat. 
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